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1. Das Justiz- und Sicherheitsdepartement wird ermächtigt, das 
Vernehmlassungsverfahren zum kantonalen Bedrohungsmanagement 
durchzuführen. 

 
Begründung 

Der Regierungsrat führt ein Vernehmlassungsverfahren zu einem kantonalen 
Bedrohungsmanagement durch. Damit soll der Bevölkerung sowie interes-
sierten Kreisen Gelegenheit gegeben werden, ihre Anliegen einzubringen. 
Um die gesetzliche Grundlage für ein Bedrohungsmanagement im Kanton 
Basel-Stadt und eine Fachstelle für Bedrohungsmanagement bei der Kan-
tonspolizei zu schaffen, soll das Polizeigesetz ergänzt werden. Die Kantons-
polizei soll zielgerichtete Gewalt erkennen und verhindern. Sie soll sowohl 
gefährdete als auch gefährdende Personen ansprechen und Unterstützung in 
Form von Beratung sowie Begleitung anbieten. Damit Fachpersonen aus 
dem Gesundheitswesen mit der zuständigen Fachstelle zusammenarbeiten 
können, wird auch das Gesundheitsgesetz ergänzt. Um die Herausforderun-
gen im Zusammenhang mit Stalking ausserhalb des sozialen Nahraums 
künftig wirkungsvoller anzugehen, werden mit der Teilrevision des Polizeige-
setzes auch polizeiliche Schutzmassnahmen für Fremd-Stalking eingeführt. 
 

                                                                                            
 


